
Vom St-Ausschuss Bürokratieabbau am 23.01.2013 beschlossene Fassung 

Konzeption zur Evaluierung neuer Regelungsvorhaben

gem. Arbeitsprogramm bessere Rechtsetzung der BReg vom 28. März 2012, 

Ziffer II. 3.

Eine Evaluierung stellt einen Zusammenhang her zwischen Ziel und Zweck einer 

Regelung und den tatsächlich erzielten Wirkungen sowie den damit verbundenen 

Kosten. Sie ist für alle wesentlichen Regelungsvorhaben nach Maßgabe der fol-

genden Leitlinien vorzusehen.

I In welchen Fällen wird evaluiert? 

Die Wesentlichkeit eines Regelungsvorhabens im Sinne des Arbeitsprogramms 

bessere Rechtsetzung bemisst sich grundsätzlich nach der Höhe des zu erwar-

tenden jährlichen Erfüllungsaufwands (Schwellenwert). Damit wird der Tatsache 

Rechnung getragen, dass eine Evaluierung auch einen Beitrag dazu leisten soll, 

den Erfüllungsaufwand dauerhaft niedrig zu halten. 

Als wesentlich gelten danach Regelungsentwürfe, bei denen ein jährlicher Erfül-

lungsaufwand von mindestens 

- 1 Mio. € Sachkosten oder 100.000 Stunden Aufwand für 

Bürgerinnen und Bürger oder 

- 1 Mio. € für die Wirtschaft oder 

- 1 Mio. € für die Verwaltung  

aufgrund der Ex ante- Abschätzung zu erwarten ist oder – ist eine solche Ab-

schätzung nicht möglich – nicht ausgeschlossen werden kann.

Anlass für eine Evaluierung kann auch die Nachmessung des Erfüllungsaufwands 

sein – wenn erst dann festgestellt wird, dass der tatsächliche Aufwand einen der 

genannten Schwellenwerte überschreitet. Ergibt die Nachmessung, dass der 

Schwellenwert unterschritten wird, kann das Ressort seine im Regelungsentwurf 

getroffenen Evaluierungserwägungen überprüfen. 
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Neben der Höhe des jährlichen Erfüllungsaufwands als Anlass für eine Evaluie-

rung können die Ressorts – wie bisher auch – aus anderen Gründen eine Evaluie-

rung vorsehen – wie z.B. bei einem hohen finanziellen Gesamtaufwand, besonde-

rer politischer Bedeutung oder großen Unsicherheiten über Wirkungen oder Ver-

waltungsvollzug.

Verhältnismäßigkeit

Der Aufwand für die Evaluierung muss in einem angemessenen Verhältnis zu den 

daraus zu gewinnenden Erkenntnissen stehen. Dies gilt zum Beispiel im Hinblick 

auf:

• gerichtliche Entscheidungen oder internationale bzw. EU-Vorgaben ohne 

Umsetzungsspielraum (1:1); 

• anderweitige vergleichbare Berichtspflichten – auch gegenüber oder von in-

ternationalen bzw. EU-Institutionen – oder eine gesetzlich vorgeschriebene 

Wirkungsforschung als Daueraufgabe. 

Bei allen wesentlichen Regelungsvorhaben sind in der Begründung zum Rege-

lungsentwurf gem. § 44 Abs. 7 GGO Aussagen zur Durchführung oder Nicht- 

Durchführung von Evaluierungen aufzunehmen. 

II. Was wird evaluiert? 

Wichtigstes Evaluierungskriterium ist die Zielerreichung, da Regelungen, die das 

im Regelungsentwurf formulierte Ziel verfehlen, meist unnötigen Erfüllungsauf-

wand verursachen.

Weitere Prüfkriterien können – je nach Umfang der Evaluierung – sein: 

• Nebenfolgen der Regelung (positive oder negative); 

• Akzeptanz der Regelung (z. B. Inanspruchnahme staatlicher Angebote); 

• Praktikabilität der Regelung, die im Hinblick auf vermeidbaren Erfüllungs-

aufwand zu prüfen ist (z. B. Bündelung von Aufgaben bei einer Vollzugsbe-

hörde);

• Abwägungen, ob die entstandenen Kosten in einem angemessenen Ver-

hältnis zu den Ergebnissen stehen. Dies muss nicht zwangsläufig eine mo-
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netäre Betrachtung sein, sondern kann auch als Abwägung von Vor- und 

Nachteilen einer Regelung erfolgen. Politische Entscheidungen sollen dabei 

nicht vorweggenommen werden. 

III. Wie wird evaluiert? 

Eine Evaluierung ist hinsichtlich ihrer Tiefe (z. B. Regelungsvorhaben insgesamt, 

Teile eines Artikelgesetzes, einzelne Bereiche eines Stammgesetzes, Vollzug), 

der Methodik (von interner bis hin zu einer wissenschaftlichen Evaluierung) und 

des Umfangs (von „Zwei-Seiten-Bericht“ bis hin zu einem ausführlichen Bericht – 

auch abhängig von den zur Verfügung stehenden Ressourcen) nicht vorbestimmt. 

Diese Entscheidungen obliegen dem jeweils federführenden Ressort. Die Evaluie-

rung kann auf den Ergebnissen der Nachmessung des Erfüllungsaufwands durch 

das Statistische Bundesamt aufbauen. 

Die Dokumentation der Ergebnisse soll mittels Evaluierungsbericht erfolgen, der 

Aussagen zur Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands, zu den zugrundelie-

genden Daten und Annahmen sowie zu den relevanten Prüfkriterien enthält. Der 

Bericht soll in anschaulicher Form die wesentlichen Erkenntnisse der Evaluierung 

darstellen.

Diese Berichte werden den betroffenen Ressorts sowie dem Koordinator der Bun-

desregierung für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung im Bundeskanzler-

amt und dem Nationalen Normenkontrollrat zur Kenntnis gegeben. 

IV. Wann wird evaluiert? 

Das federführende Ressort entscheidet nach fachlichem Ermessen über den Zeit-

punkt der Evaluierung. Bei der Wahl eines geeigneten Zeitpunkts sind der erwarte-

te Eintritt von Wirkungen sowie ggfs. weitere Änderungen des regulatorischen Um-

felds zu berücksichtigen. I.d.R. soll eine Evaluierung 3-5 Jahre nach Inkrafttreten 

eines Regelungsvorhabens durchgeführt werden. 

Dieses Verfahren findet auf Regelungsvorhaben Anwendung, die ab 1. März 2013 

in die Ressortabstimmung eingebracht werden. 


